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TEILWEISER SORGERECHTSENTZUG

Eltern verweigern ihren Kindern beharrlich den Besuch 
staatlich anerkannter Schulen
|  Eltern kann das Sorgerecht für ihre Kinder teilweise für den Bereich schulischer Angele­
genheiten entzogen werden, wenn sie sich der Beschulung ihrer Kinder auf einer staatlich 
anerkannten Schule beharrlich verweigern und für ihre Kinder deshalb die Gefahr besteht, 
weder das erforderliche Wissen noch die erforderlichen Sozialkompetenzen erlernen zu  
können. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle entschieden.  |

Sachverhalt und Verfahrensgang
Die Eltern von sieben Kindern gehören einer freikirchlichen Gemeinde an. Sie sehen sich  
aufgrund ihres Glaubens verpflichtet, ihre Kinder von Einflüssen fernzuhalten, die den Geboten 
Gottes zuwiderlaufen. Die Mutter der Kinder beschult deshalb ihre beiden ältesten Kinder  
(8 und 7 Jahre alt) nach dem Konzept einer „Freien Christlichen Schule“ zu Hause.

Die Landesschulbehörde hatte 2019 einen Antrag abgelehnt, die Kinder von der Schulpflicht zu 
befreien. Die Entscheidung eines Verwaltungsgerichts steht insoweit noch aus. Der Vater der 
Kinder wurde bereits in 15 Verfahren zu Bußgeldern verurteilt, weil er gegen die Schulpflicht 
verstoßen hatte.

Das Amtsgericht (AG) hatte keine familiengerichtlichen Maßnahmen ergriffen. Denn die Kinder 
wiesen weder Defizite beim Wissensstand auf noch seien solche in den Sozialkompetenzen zu 
erkennen.

Die Entscheidung des Oberlandesgerichts
Dem ist das OLG nicht gefolgt. Es hat den Eltern das Recht zur Regelung schulischer Angele­
genheiten entzogen. Darüber hinaus hat es das Jugendamt als sog. Ergänzungspfleger bestellt. 
So kann dieses nun statt der Eltern die Entscheidungen im Hinblick auf den Schulbesuch  
treffen. Das Jugendamt kann notfalls sogar erzwingen, dass die Kinder für den Schulbesuch 
herausgegeben werden.

In Fällen, in denen das Wohl eines Kindes gefährdet ist und die Eltern nicht gewillt oder in der 
Lage sind, diese Gefahr abzuwenden, muss das Familiengericht die zur Abwendung der Gefahr 
erforderlichen Maßnahmen treffen. Das hat das OLG hier gesehen: Denn den Eltern gelinge 
nicht, die Kinder ausreichend mit Wissen zu versorgen und sie so auf spätere Prüfungen und die 
Berufsausbildung vorzubereiten. Sie konnten nicht einmal das Konzept ihrer Beschulung nach­
vollziehbar beschreiben. Des Weiteren unterrichtet die Mutter die Kinder nur wenige Stunden 
am Tag und dies überwiegend auch neben der Betreuung der weiteren fünf Geschwister. Zwar 
erhalte sie von einer „Freien Christlichen Schule“ eine gewisse Unterstützung. Die Kinder  
wären aber höchstwahrscheinlich so nicht in der Lage, einen staatlich anerkannten Schulab­
schluss zu erwerben.

Soziale Kompetenzen
Das OLG betont: Die Kinder können so keine sozialen Kompetenzen erwerben, die es ihnen  
ermöglichten, sich mit andersgläubigen Menschen auseinanderzusetzen und sich in einer  
Umgebung durchzusetzen und zu integrieren, in der die Mehrheit der Menschen nicht entspre­
chend den Glaubensvorstellungen der Familie leben. Denn sie wachsen ohne jeden Kontakt mit 
gleichaltrigen Kindern außerhalb ihrer Gemeinde auf. Zugang zu Computern oder Fernsehen 
fehle. Damit können sie auch nicht indirekt am sozialen Leben außerhalb der Gemeinde teil­
nehmen.
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Glaubensfreiheit vs. Schutzbedürfnis
Das OLG hat bei seiner Entscheidung die grundgesetzlich verbürgte Glaubensfreiheit und das 
Erziehungsrecht berücksichtigt. Es erkennt die Aufgabe und das Recht der Eltern an, ihren  
Kindern Überzeugungen in Glaubens- und Weltanschauungsfragen zu vermitteln und nicht  
geteilte Ansichten von ihnen fernzuhalten. Dennoch sei seine Entscheidung erforderlich und 
verhältnismäßig, um die Kinder zu schützen. Zwar werden die Kinder bei einem Schulbesuch u. 
a. mit der Evolutionstheorie, der Sexualkunde und der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
konfrontiert, was die Eltern hier im Hinblick auf ihre Glaubensüberzeugungen verhindern  
wollen. Allein durch die Behandlung dieser Unterrichtsstoffe sind die Eltern aber nicht daran 
gehindert, ihre Kinder in Glaubensfragen nach eigenen Vorstellungen zu erziehen.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 2.6.2021, 21 UF 205/20, PM vom 25.6.2021

UMGANGSRECHT

Auch für Großeltern gilt: Das Kindeswohl ist immer im Blick
|  Der Gesetzgeber hat mit dem Kindschaftsrechtsreformgesetz 1998 ein eigenes Umgangs-
recht der Großeltern geschaffen, das sie gegebenenfalls auch gegen den Willen der Kindes
eltern durchsetzen können. Voraussetzung: Der Umgang dient dem Kindeswohl. Denn allein 
durch die Verwandtschaft der Großeltern wird ein solches Recht nicht begründet. In einem 
Konfliktfall muss das Familiengericht dann entscheiden, ob der begehrte Umgang dem  
Kindeswohl entspricht – wie aktuell in einem Fall des Oberlandesgerichts (OLG)  
Braunschweig.  |

ERMITTLUNGSVERFAHREN

Beim Vaterschaftstest getäuscht?
|  Erkennt der Vater eines Kindes die Vaterschaft nicht an, können Gerichte dies klären. Über 
einen solchen Fall hat nun das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg entschieden.   |

Eine junge Frau war sich sicher, wer der Vater ihrer Tochter sei. Das Amtsgericht (AG) holte ein 
DNA-Gutachten. Das Ergebnis: Die Vaterschaft des vermeintlichen Vaters war mangels Über-
einstimmung der genetischen Merkmale ausgeschlossen. Davon unbeeindruckt blieb die  
Mutter bei ihrer Behauptung. Sie vermutete, der vermeintliche Vater habe zur Entnahme der 
DNA-Probe seinen Bruder geschickt. Beide sähen sich sehr ähnlich.

Das OLG ordnete die erneute Begutachtung an. Diesmal sollte die Mutter bei der Entnahme der 
Probe anwesend sein. Überraschung: Der vermeintliche Vater war auch der tatsächliche Vater 
des Kindes.

Folge: Die Akten werden nun der Staatsanwaltschaft übersandt. Diese wird prüfen, ob gegen 
den Antragsgegner und seinen Bruder ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 19.4.2021, 3 UF 138/20, PM 24/21
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ERBRECHT

Grabpflegekosten sind keine Nachlassverbindlichkeiten
|  Eine in einer letztwilligen Verfügung, z. B. einem Testament, enthaltene Auflage des Erb­
lassers an die Erben zur Grabpflege führt nicht zu einer Kürzung eines Pflichtteilsanspruchs. 
So sagt es der Bundesgerichtshof (BGH).   |

Grundsätzlich trägt der Erbe die Kosten der Beerdigung des Erblassers. Hiervon erfasst werden 
aber nur die eigentlichen Kosten der Beerdigung, also des Bestattungsaktes selbst, der seinen 
Abschluss mit der Errichtung einer zur Dauereinrichtung bestimmten und geeigneten Grab­
stätte findet.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 26.5.2021, IV ZR 174/20, Abruf-Nr. 222867 unter www.iww.de

Ausgangspunkt
Großeltern sind oft an Erziehung und Förderung ihrer Enkelkinder beteiligt. Sie unterstützen die 
Eltern z. B. bei der Betreuung. Oder sie ermöglichen den Kindern, ihre Wurzeln kennenzulernen 
und erzählen von ihrer individuellen Lebensgeschichte oder ihren Erfahrungen. Es entstehen 
über die mit den Eltern und Geschwistern bestehenden Bindungen hinaus viele schützenswerte 
Sozialbeziehungen.

Das war geschehen
Die Großeltern väterlicherseits forderten von den getrenntlebenden Eltern, einen regelmäßigen 
Wochenend- und Ferienumgang zuzulassen. Der Vater befürwortete dies zusätzlich zu seinem 
eigenen Umgang mit den Kindern. Die Mutter sprach sich jedoch dagegen aus. Sie begründete 
dies u. a. damit, dass die Beziehung zwischen den Großeltern und ihr sehr stark belastet sei.

Die Bewertung des Oberlandesgerichts
Das OLG lehnte ein eigenes Umgangsrecht der Großeltern ab. Es sah Folgendes: Das Verhältnis 
der Großeltern zu der Mutter war tiefgreifend zerrüttet. Es konnte daher einen Umgang nicht 
zulassen. Schon der Bundesgerichtshof (BGH) hatte klargestellt: Der Umgang mit den Groß­
eltern dient nicht dem Wohl des Kindes, wenn die Eltern und die Großeltern so zerstritten sind, 
dass das Kind bei einem Umgang in einen Loyalitätskonflikt gerate oder konkrete Anhaltspunkte 
dafür beständen, dass die Großeltern den Erziehungsvorrang der Eltern missachteten.

So war es auch hier: Die Großeltern hätten sich wiederholt abwertend über die Mutter und ihre 
Biografie geäußert. Damit nicht genug, hatten sie auch ihre Erziehungseignung infrage gestellt. 
Ein berechtigter Anlass hatte jedoch nicht bestanden. Die Großeltern hatten etwa die Herkunft 
der Familie der Mutter aus dem Osten und den Beruf der Großmutter mütterlicherseits als  
Reinigungskraft thematisiert. Sie selbst waren Akademiker und ein gut situiertes Ehepaar und 
hielten sich daher als besser geeignet zur Förderung der Kinder. Der o. g. Loyalitätskonflikt war 
zu befürchten.

Die Großeltern hatten im Verfahren eine offenkundig feindselige Haltung gegenüber der Mutter 
gezeigt. Diese Haltung zielte darauf ab, die Geeignetheit der Mutter zur Erziehung zu entwerten.

QUELLE  |  OLG Braunschweig, Beschluss vom 30.6.2021, 2 UF 47/21, PM vom 7.7.2021


